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Goͤinger Wirtſchafts⸗ und Verwaltungsprobleme. 


Bei dem rekordartig ſchnellen Ausbau und der wirtſchaftlichen 
Entwicklung des Hafens von Gdingen iſt es nicht nur nicht ver- 
wunderlich, ſondern geradezu natürlich, daß immer wieder neue 
Fragen und Schwierigkeiten überwunden werden müſſen, um eine 
glatte und erfolgreiche Arbeit zu gewährleiſten. Inwieweit man 
darin bei den zuſtändigen Wirtſchafts- und Verwaltungsſtellen 
klar ſieht, geht ſowohl aus den zahlreichen Artikeln in der Preſſe, 
wie insbeſondere aus den Sitzungsberichten der Wirtſchafts- und 
Verwaltungsorgane hervor. 


So berief vor einiger Zeit die Gdinger Induſtrie- und Han- 
delskammer eine Preſſekonferenz ein, auf welcher der Vorſitzende 
der Kammer, St. Tor, Ausführungen über die Arbeiten und 
Pläne dieſer Inſtitution machte. Dieſe Ausführungen ſeien um 
ſo mehr zu beachten, wenn man berückſichtigt, „daß die Gdinger 
Kammer außer der Vertretung der Interessen von Industrie und 
Handel auch noch die Wacht über die Wirtschaftsinteressen ganz 
Polens, soweit sie mit dem Meere in Verbindung stehen, halten 
und gleichzeitig als Informationsquelle für die am see- 
wärtigen Handel interessierten Kreise aus ganz Polen dienen 
muß.“ Am ſo ſtärker ſtänden daher noch die Bemühungen Gdin- 
gens mit denen Pommerellens, als des Verbindungsgebietes nach 
dem übrigen Polen im Einklang, das zugleich auch durch die 
Gdinger Induſtrie- und Handelskammer vertreten wird. Die un⸗ 
mittelbare Nähe des Gebietes zum Hafen ſpiegele ſich in den 
recht beträchtlichen Anteilsziffern an der polniſchen 
Geſamtausfuhr wieder. So liefere Pommerellen von der 
Baconsausfuhr — 25%, an Butter — 25, Zucker — 61%, 
Reifig u. ä. m. — 40% uſw. Recht bedeutend ſei der Anteil 
Pommerellens aber auch noch an der Ausfuhr von Induſtrie⸗ 
erzeugniſſen wie landwirtſchaftlichen Maſchinen, Möbeln, Gummi⸗ 
ſchuhwerk u. a. m. 

Was die Landwirtſchaft dieſes Gebietes anbetreffe, ſo decke 
ſie nicht nur teilweiſe den Bedarf ausländiſcher Märkte, ſondern 
verſorge auch das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 

In dieſem Zuſammenhang ſeien die Zahlen recht aufſchlußreich, 
welche den Anteil Gdingens, als des bedeutendſten Wirt- 
ſchaftszentrums von Pommerellen, am geſamtpolniſchen 
Warenverkehr veranſchaulichen. 


„Im Jahre 1934 betrug die Gesamteinfuhr Polens 2 555 329 to 
im Werte von 708 750 000 Zi, wovon auf Gdingen ent- 
fielen 776161 to im Werte von 385 176 000 Zl. oder 30,4% 
der gesamten Mengeneinfuhr und 48,2 % hinsichtlich des Wertes. 


in Danzig 


Es verdient hierbei betont zu werden, daß während der pro- 
zentuale Anteil Gdingens an der Einfuhr im Vergleich zum vor- 
hergehenden Jahre hinsichtlich der Menge um 5,5 % zurückging, 
er hinsichtlich des Wertes um 18,6% angestiegen ist. 

Die Gesamtausfuhr Polens im Jahre 1934 betrug 14 558 500 to 
im Werte von 975 348 000 Zl., wovon über Gdingen 5 947 682 to 
im Werte von 269544000 Zi. befördert wurden, was mengen- 
mäßig 40,9% und wertmäßig 27,6 % der Gesamtwarenausfuhr 
ausmachte. 

Im Vergleich zum Vorjahre ist der prozentmäßige Anteil an 
der Ausfuhr hinsichtlich der Menge um 2,5% und hinsichtlich 
des Wertes um 2,7 % angestiegen.“ 


Bei der glänzenden Entwicklung, welche Gdingen durchlaufe, 
ſei es nur bedauerlich, daß mit der Zunahme des Hafenumſchlags 
nicht eine entſprechende Entwicklung der Stadt als Handelsplatz 
Schritt halte. Die Beſeitigung dieſes Mißverhältniſſes gehöre 
zu den dringendſten Fragen der nächſten Zeit. 

Auf dem erſten Plane ſtehe dabei das Problem der Schaf— 
fung einer Arbitrage⸗Inſtitution für einzelne 
Waren, wie vor allem Baumwolle und Leder. Für die 
Notwendigkeit der Schaffung dieſer Einrichtungen ſprechen allein 
ſchon die Zahlen, die die Einfuhrentwicklung für Baumwolle und 
Leder über den Gdinger Hafen während der letzten zwei Jahre 
veranſchaulichen. 


Baumwolle Leder 
1933 77 933 to 16 630 to 
1934 81 929 to 30 782 to 


Was den Baumwollhandel anbetreffe, ſo ſei die Einfuhr von 
Rohbaumwolle, die über Gdingen hereinkomme, ſeit einiger Zeit 
nicht nur den Mittelpunkten der Textilinduſtrie in Polen zuge- 
leitet worden, ſondern gewiſſe Mengen gingen auf dem Tranſit⸗ 
wege auch nach der Tſchechoſlowakei, Rumänien, Sſterreich, An— 
garn und teilweiſe nach den Baltenländern. Dieſer Amſtand könne 
zur Feſtigung der Stellung Gdingens als Verteilungshafen be— 
deutend beitragen. Die gleichen Hinweiſe treffen auch auf Leder 
und eine Reihe anderer Erzeugniſſe zu. 

Mit der Schaffung von Arbitrageplätzen könnte dann die Er- 
öffnung von verſchiedenen Warenbörſen in Verbindung gebracht 
werden, deren Bedeutung beiſpielsweiſe an den erſt vor 1% 
Jahren eingerichteten Obſtauktionen beobachtet werden könnte. 


Zwei Fragen von außerordentlicher Bedeutung, deren Er— 
füllung von den polniſchen Handels- und Wirtſchaftskreiſen er- 
ſtrebt werde, iſt der kürzlich in Angriff genommene Bau des 
Getreideelevators und die Errichtung des bereits ſeiner 
Vollendung entgegengehenden Holzhafens. Auf beide wird 
an anderer Stelle noch ausführlicher eingegangen. 

Hier ſei vorerſt auf die nicht minder wichtige Frage der 
Kommerzialiſierung des Hafens in Gdingen hin- 
gewieſen, ein Problem, das neben anderen auch noch ſeiner Löſung 
harre und das weniger im Hinblick auf die gegenwärtig herr— 
ſchenden Verhältniſſe in Gdingen ſelbſt, als vielmehr unter Be— 
rückſichtigung des Zustandes, wie er in verwaltungstechniſcher 
Hinſicht in den fremden Konkurrenzhäfen, wie z. B. Hamburg, 
Stettin oder Königsberg herrſche, zu beachten ſei. Die dort beſon— 
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ders auf dem Gebiete der handelsmäßigen Ausnutzung des Hafens 
in Anwendung gebrachten Verwaltungsformen ſicherten der dorti— 
gen Hafenerploitation einen hohen Grad von Elaſtizität, deren 
Mangel ſich in Gdingen dagegen immer wieder nachteilig bemerf- 
bar mache. 


Gegenwärtig, wo der Hafen ein unmittelbares Werkzeug des 
Staates ſei, beſtänden genügend Möglichkeiten, ſeiner Verwaltung 
eine genügende kaufmänniſche Elaſtizität zu ſichern, 
indem man die Politik und Regelung der Hafengebühren in die 
Hände des Direktors des Seeamtes lege. Zu einem großen Teile 
ſei dieſe Forderung zwar ſchon durch das Geſetz über die See— 
hafengebühren vom 15. März 1934 erfüllt worden, doch werde trotz 
alledem dem Hafen nicht der Charakter einer beſonderen und fom- 
merzialiſierten Wirtſchaftseinheit, als eigene Rechtsperſönlichkeit 
gegeben, wie dies die weitergehenden Intereſſen des Hafens 
erforderten. 


Der erſte Vorſchlag einer Verwaltungsreform ſei bereits im 
Jahre 1931 eingebracht worden, wurde jedoch von der Regierung 
in der zweiten Hälfte 1932 abgeändert. Jedoch auch dieſe Ande- 
rung habe noch nicht den gewünſchten Fortſchritt gebracht. Seit- 
dem habe ſich nicht viel geändert. In letzter Zeit wurden jedoch 
aus Hafenkreiſen immer deutlicher Forderungen laut bezüglich 
einer Kommerzialiſierung des Hafens, der in formaler Hinſicht 
einem Staatsunternehmen angeglichen ſei. „Diese Forderungen 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 


1. der Handelshafen in Gdingen soll ein Staatsunternehmen 
bilden, das aus der allgemeinen Verwaltung ausgegliedert ist 
und eine besondere Rechtspersönlichkeit bildet; 2. das bisherige 
Seeamt soll die sachliche Grundlage für die Schaffung dieses 
Unternehmens bilden; 3. die verwaltungsrechtliche Verfassung 
des Hafens soll sich auf die Grundsätze stützen, wie sie für 
Staatsunternehmungen in der Verordnung des Präsidenten der 
Republik vom 17. 3. 1027 festgelegt ist; 4. das neue Unternehmen 
behält den bisherigen Einflußbereich der Bau- und Industrie- 
behörden auf dem Gebiete des Hafens sowie die Berechtigungen 
hinsichtlich der Leitung der Hafen- und Seefahrtspolitik, der 
Verwaltungsverordnungen und der Strafverwaltungsrechte, soweit 
sie Hafenfragen betreffen; 5. der weitere Ausbau des Hafens 
soll nach den bisher geübten Grundsätzen mit Zuschüssen von 
Seiten des Staates durchgeführt werden, wie sie in dem In- 
vestitionsplan festgelegt sind und aus den Einnahmen des Unter- 
nehmens gemäß Art. 13 der oben erwähnten Verordnung des 
Präsidenten der Republik Polen über die Ausgliederung von 
Unternehmungen; 6. das staatliche Unternehmen „Handelshafen 
in Gdingen“ fußt auf einem eigenen Statut, das genauestens die 
Grundsätze seiner Verwaltung im Einklang mit den in der Ver- 
ordnung über die Kommerzialisierung und die Ausgliederung 
von Staatsunternehmungen aus der staatlichen Verwaltung ent- 
haltenen Vorschriften festlegt. Die verwaltende Behörde in 
diesem Unternehmen wäre der Verwaltungsrat, in welchem außer 
dem Leiter des Unternehmens und den Vertretern der Regierung 
auch Repräsentanten der durch die ausgeführten Investitionen 
vertretenen Wirtschaftskreise, sowie schließlich Vertreter der 
Schiffahrt und der wirtschaftlichen Selbstverwaltungskörper 
hineinkommen würden.“ 


Aber die Notwendigkeit der Kommerzialiſierung des Hafens 
beſtänden heute in Polen kaum noch entgegengeſetzte An⸗ 
ſchauungen. Der Streit gehe heute nicht mehr um das „ob“, jon- 
dern lediglich um die Form der Durchführung. Entſcheidend werde 
in jedem Falle ſein, daß dem Hafen eine ſolche Verfaſſung gegeben 
werde, die die Führung ſeiner Verwaltung nach kaufmänniſchen 
Grundſätzen ermögliche. Dies werde am beſten dadurch erreicht, 
daß man die bisherige Inſtanzenverwaltung ausſchalte und ſtatt 
deſſen alle Entſcheidungen und den Schwerpunkt der Verwaltung 
nach Gdingen verlege. Die bisher gehandhabte Inſtanzenver⸗ 
waltung genüge infolge der zunehmenden Differenzierung der 
Hafenfunktionen und der Notwendigkeit einer größeren Be- 
weglichkeit faſt der geſamten Verwaltungstätigkeit nicht mehr den 
geſtellten Anforderungen. Es liege daher ſowohl im Intereſſe des 
Staates, als auch des Hafens und der beteiligten Wirtſchafts⸗ 


kreiſe, deren Arbeit und Beſtehen von einer geordneten Tätigkeit 
des Handelshafens abhänge, daß ſo bald als möglich eine poſitive 
Löſung aller dieſer Fragen gefunden werde. 


[„Dziennik Poznanski“ vom 30. 5. 1935. 
„Gazeta Polska“ vom 14. 4. 1935.] 


Zur Frage des Baues von Getreide -Elevatoren 
und Silos. 


Eine langjährige Forderung der polniſchen Landwirtſchafts— 
und insbeſondere Getreideexportkreiſe ſcheint nunmehr in der näd- 
ſten Zeit durch den Bau eines rieſigen Elevators in Gdingen und 
eine Anzahl von Getreideſpeichern in Wolhynien ihre teilweiſe 
Erfüllung finden zu ſollen. 


Wolhynien als Mittelpunkt eines bedeutenden Getreide- 
handels habe bisher unter dem Mangel an Getreideſpeichern ſtark 
gelitten. Von welcher Bedeutung dieſe Frage nicht allein für 
Wolhynien, ſondern für das ganze Land ſei, zeige das Intereſſe, 
das auch in anderen Wojewodſchaften dieſem Plane der Wol- 
hyniſchen Landwirtſchaftskammer entgegengebracht werde. Dank 
der Getreidemagazine werde Wolhynien in der Lage ſein, den 
Binnenmarkt an die raſch wechſelnde Konjunktur anzupaſſen und 
im Gleichſchritt mit der allgemeinen Getreidepolitik die Getreide— 
ausfuhr zu fördern. 


Bezüglich der Verteilung der Speicher beabſichtigt man, dieſe 
in der Nähe von Eiſenbahnſtationen zu errichten, um dadurch jo- 
wohl die Getreidebeförderung zu erleichtern, wie vor allem auch 
das Einzugsgebiet möglichſt zu erweitern. Die Landwirtſchafts⸗ 
kammer habe auf Grund von eingehenden Anterſuchungen die ein— 
zelnen Getreideerzeugungsgebiete, welche über größere Getreide— 
überſchüſſe verfügen, feſtgeſtellt. Danach kämen folgende Orte für 
den Bau von Getreideſpeichern in Frage: 


„Luck, Röwne, Dubno, Krzemieniec, Wlodzimierz, Kowel, 
Zdolbunöw, Rozyszeze, Iwanicze, Horochöw, Maciejöw, 
Wojnica, Sienkiewiezöwka und Lanöwce.“ 

Der Bau werde vorausſichtlich von den territorialen GSelbit- 
verwaltungen mit Hilfe der örtlichen und der intereſſierten 
Finanzſtellen durchgeführt werden. Außerdem werde es wohl 
möglich ſein, ſich die Anterſtützung des Arbeitsfonds der Staat- 
lichen Induſtrie-Getreideanſtalten ſowie eine Beteiligung verſchie⸗ 
dener Bankinſtitute und der Inveſtitionsanleihe zu ſichern. Die 
Baukoſten ſchätzt man auf 43 000 31. je Speicher und die notwen- 
digen Maſchineneinrichtungen auf rd. 7000 Zl., doch hofft man 
dieſe Summe noch etwas vermindern zu können. 


Was den Bau des Getreideelevators in Gdin- 
gen betrifft, ſo dürfte da vor allem die Anzufriedenheit damit, 
daß die polniſche Getreideausfuhr noch heute, trotz elfjährigen 
Beſtehens des Gdinger Hafens, faſt ausſchließlich nicht über 
Gdingen geht, ausſchlaggebend ſein. Der „Czas“ ſchätzt die jähr⸗ 
lich über Danzig umgeſchlagene Getreidemenge auf rd. 500 000 to, 
in 11 Jahren alſo auf 55 Mill. to, was bei einem Durchſchnitts⸗ 
preiſe von 20 Zl. je dz fob Danzig eine Summe von rd. 1,1 Mil- 
liarde Zt. ausmache. Bei einer Annahme von rd. 2% für Lager-, 
Verſicherungs⸗, Manipulations- und Speditionsgebühren und 3% 
Verdienſt des Exporteurs, „macht das zusammen rd. 55 Millionen 
Zloty, welche Polen Danzig im Verlauf von 11 Jahren dafür be- 
zahlt hat, daß es für sich selbst keine entsprechenden neuzeit- 
lichen technischen Einrichtungen für die Massenausfuhr von Ge- 
treide im eigenen Hafen und unter eigener Verwaltung geschaffen 
hat.“ 


Für den Betrag von 55 Millionen Zloty wäre man in der 
Lage geweſen, eine ganze Reihe von Elevatoren zu errichten, die 
in der Lage wären, den geſamten polniſchen Getreide- und Samen- 
Ein- und Ausfuhrhandel zu bewältigen. 


Außer dieſem Poſten ſtehe auf dem Verluſtkonto auch noch der, 
wenngleich ſchwer zu berechnende, vielleicht jedoch noch größere, 
welcher durch die dauernde Diskrimination des polniſchen Ge- 


treides auf dem Weltmarkte durch ausländiſche Erportelemente 
entſtanden ſei, durch deren Hände auch heute noch faſt die geſamte 
Getreideausfuhr gehe. 

„Für die Eingeweihten ist es nämlich kein Geheimnis, daß 
fast unsere gesamte Getreideausfuhr auf dem Seewege bis auf 
den heutigen Tag von der Danziger Organisation „Syndikat der 
Danziger Exporteure für polnische Landesprodukte“ in der Zange 
gehalten wird, welche selbstverständlich weder auf das polnische 
Staatsinteresse bedacht, noch darum bemüht ist, dem polnischen 
Getreide einen guten Ruf auf dem Weltmarkte auszuarbeiten.“ 

Es ſei daher allerhöchſte Zeit geweſen, daß man fih zum Bau 
des Elevators entſchloſſen habe, deſſen Ausführung den Staatl. 
Getreide-Induſtrie-Anſtalten übertragen wurde. Mit der 1. Serie 
der Arbeiten ſei bereits begonnen worden, jo daß im Her bſt 
1936 der Elevator miteinem Faſſungs vermögen 
von rd. 10 000 to fertig zum Gebrauch ſein werde. 


Der Amſtand, daß bereits in der Kampagne des folgenden 
Jahres die polniſche Landwirtſchaft die Möglichkeit haben werde, 
die Ausfuhr landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe über den eigenen 
Hafen und den eigenen Getreideelevator auszuführen, mache es 
den Landwirtſchaftskreiſen zur Pflicht, nach einer ſtärkeren Ein⸗ 
flußnahme auf dem Gebiete Gdingens zu trachten, da beijpiels- 
weiſe im Nate der Intereſſenten des Gdinger Hafens bisher die 
Landwirtſchaft überhaupt nicht vertreten iſt. Es ſei daher nicht 
weiter verwunderlich, wenn in manchen die Landwirtſchaft betref⸗ 
fenden lebenswichtigen Fragen — wie z. B. die für die Landwirt⸗ 
ſchaft ſchädliche übermäßige Reiseinfuhr — die berechtigten For- 
derungen derſelben übergangen würden. 


Schließlich müſſe auch noch auf einen anderen, überaus bedeut⸗ 
ſamen Punkt hingewieſen werden. Es ſei dies die Schaffung einer 
bodenſtändigen polniſchen Kaufmannſchaft. 


„Gdingen muß zu einem Mittelpunkte werden, in dem nicht 
nur eine Reihe Danziger Filialen entsteht, welches Bestreben 
deutlich erkennbar ist, sondern wo sich der Typus des polnischen 
Händlers herausbildet und vermehrt, dessen Ehrgeiz dahin geht, 
polnische Ware unter polnischer Flagge und 
mit einem auf der polnischen Werft erbauten 
Schiffe unter Anteilnahme polnischen Kapi- 
tals, der Mitarbeit des polnischen Intellekts 
und polnischer Arbeitskraft auf die Weltmärkte zu 
bringen.“ 


Auf dieſe Art würde es dann möglich werden, den polniſchen 
landwirtſchaftlichen und auch ſonſtigen Erzeugniſſen den ihnen auf 
den Weltmärkten zukommenden Nang, die Konkurrenzfähigkeit 
und Nachfrage zu ſichern. 

[„Iustr. Kuryer Codz.“ v. 28. 5. 1935. 
„Czas“ v. 8. 6. 1935.] 


Zur Eröffnung des Holzhafens in Soͤingen. 


Der Bau des großen Holzhafens auf der Oxhöfter Kämpe 
bei Gdingen wird in der polniſchen Oeffentlichkeit als ein wei⸗ 
terer bedeutender Fortſchritt in der Vervollkommnung Gdingens 
und der Befreiung des polniſchen Seehandels von der Abhängig— 
keit und den angeblich ſeit jeher Polen feindlichen Einflüſſen 
Danzigs bezeichnet. Die Krönung und wohl auch den vorläufi- 
gen Abſchluß des Hafenausbaues werde dann die Errichtung 
einer eigenen Werft in Gdingen bilden, die gerade für das in 
den letzten Junitagen ſtattfindende Feſt des Meeres als Parole 
ausgegeben wurde. Als erſtes auf ihr zu bauendes Schiff iſt ein 
A-Boot geplant, das den Namen „Marſchall Pilſudſki“ führen 
fol. Auf dieſe Angelegenheit werden wir noch zu ſprechen 
kommen. 

Die Errichtung des Holzhafens wird beſonders auch noch als 
im gegenwärtigen Zeitpunkt äußerſt günſtig gewählt angeſehen, 
weil man dadurch den übermütigen und unberechenbaren Aber— 
griffen der Danziger Souveräne, die dem polniſchen Seehandel 
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und der polnischen Induſtrie ſchon großen Schaden zugefügt 
hätten, wirkſam Einhalt gebieten könnte. 


Bisher ſei nämlich faſt die geſamte Holzausfuhr, wie übrigens 
auch die polniſche Getreideausfuhr, auf die Benutzung des 
Danziger Hafens angewieſen geweſen, denn lediglich der Danziger 
Hafen habe bisher über die entſprechenden Lagerplätze und not⸗ 
wendigen Waſſerflächen verfügt, die zur Lagerung, Konſer— 
vierung und Verladung aller, auch der edleren Holzarten, not⸗ 
wendig ſeien. Ahnlich ſei es noch mit den Getreideſpeichern und 
Silos, auf welchem Gebiete Danzig immer noch das unein- 
geſchränkte Monopol in Händen habe. 


„Es war schon die allerhöchste Zeit, daß die Monopolstellung 
Danzigs endlich gebrochen wurde und dies um so mehr, als 
sich das Jahr 1920 wiederholt hat, wo Danzig willkürlich unsere 
Einfuhr von Kriegsmaterial verhinderte, — während es jetzt 
durch die Devisenverordnung den polnischen Firmen nicht nur 
die Einfuhr, sondern auch die Ausfuhr unmöglich macht und 
damit die polnischen Firmen der Vernichtung preisgibt. 


Zum Glück haben wir jetzt unseren eigenen Hafen, welcher 
unsere Kaufmannschaft und Industrie vor den „histe- 
rischen Ubergriffen Danzigs“ bewahrt.“ 


Die bisherigen Lagerplätze für Exportholz, wie ſie von der 
Firma „Paged“ gepachtet geweſen ſeien, hätten mangels ent- 
ſprechender Einrichtungen und infolge der geringen zur Verfügung 
ſtehenden Fläche keineswegs den an ſie geſtellten Anſprüchen 
genügt. Auf Grund von Verhandlungen mit dem Seeamt in 
Gdingen ſeien die für dieſen Zweck notwendigen Flächen auf der 
nördlichen Seite des Induſtriekanals bei Orhöft beſtimmt worden. 
Bereits im Frühling dieſes Jahres habe man mit dem Bau 
des großen Holzhafens begonnen. Dies ſei mit gewiſſen 
Schwierigkeiten und bedeutenden Koſten ver— 
bunden geweſen, infolge des moorigen Bodens, in welchem die 
Torfſchicht eine Dicke bis zu 6 Meter habe. Deshalb habe man, 
um die entſprechende Anterlage zu bekommen, eine 1 Meter dicke 
Torfſchicht wegnehmen, in die See hinausſchaffen und an 
deren Stelle einen halben Meter Sand aufſchütten müſſen. Auch 
die Nivellierungs- und Aufſchüttungsarbeiten für die 637 Meter 
langen Aferbefeſtigungen, von denen 210 Meter in Beton aus- 
geführt wurden, hätten viel Mühe bereitet. An dieſem Kai 
könnten zwei Schiffe gleichzeitig beladen werden. Außerdem 
ſeien noch zwei Amladebrücken von 140 bzw. 160 Meter Länge 
und 12,5 Meter Breite errichtet worden, an denen auch noch je 
zwei Schiffe beladen werden können, ſo daß zur gleichen Zeit 
ſechs Schiffe beladen werden könnten. Es ſei beabſichtigt, im 
Laufe des Sommers noch einen weiteren Pier zu bauen. 


„Die von dem Holzhafen eingenommene Gesamtfläche beträgt 
132000 me oder 13,2 ha, dagegen allein die nutzbare Lager- 
fläche 118000 me oder 11,8 ha.“ 


Die Länge der hinzuführenden Normalſpurbahnen beträgt 
rd. 8 km und die der ſchmalſpurigen ſog. Verteilungs- und Zu⸗ 
fuhrbahnen rd. 9 km. 


Die Geſamtlagerfläche biete Platz für rd. 1 400 Lagerplätze 
(Stapel) mit einem Geſamtfaſſungsvermögen von rd. 50 000 ms. 
Die durchſchnittliche jährliche Amſchlagsfähigkeit betrage damit 
rd. 600 000 me Holz. Auf der ganzen Lagerfläche ſeien Waſſer— 
leitung mit Hydranten für Schiffsverſorgungs⸗ und Löſchzwecke 
errichtet und elektriſche Leitungen gezogen worden. Der Holz— 
hafen werde 500 bis 800 Arbeiter täglich beſchäftigen, was eine 
bedeutende Entlaſtung des Gdinger Arbeitsmarktes mit ſich 
bringen werde. 


Das polniſche Blatt ſchließt ſeine Betrachtungen mit der 
Aufforderung an die polniſche Kaufmannſchaft, „die sich noch 
immer nicht von Danzig trennen kann“, doch endlich dieſem nach⸗ 
ahmenswerten Beiſpiel der „Paged“ zu folgen. 


[„Dziennik Bydgoski“ vom 26. 6. 1935.] 
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Polniſche Binnenſchiffahrtsfragen. 


Angefähr ſeit dem Jahre 1925 rechnet man die Warthe zu 
denjenigen Flüſſen Polens, die für die Binnenſchiffahrt von einiger 
Bedeutung find. In dem vergangenen Jahrzehnt 1925-1935 liegen 
ſowohl Anſtieg wie auch Abſtieg der Wartheſchiffahrt faſt bis zur 
Bedeutungsloſigkeit darnieder. Aus dieſem Anlaß widmet die 
polniſche Preſſe dieſer Frage größere Aufmerkſamkeit und forſcht 
beſonders nach den Gründen, die zu einer jo weitgehenden Ver— 
nachläſſigung dieſer Verkehrsader geführt haben. Dank der 
Warthe könnte nämlich nicht nur Großpolen und Poſen, ſondern 
ganz Polen eine Verbindung auf dem Waſſerwege mit den 
Waſſerſtraßen und Häfen des Deutſchen Reiches (Stettin, Ham— 
burg) und nach Fertigſtellung des ſich im Bau befindlichen Mittel- 
landkanals mit Belgien, Holland und Frankreich bekommen. Mit 
der Ausführung des Goplo-Warthe-Kanals und der Regulierung 
der Warthe von Kolo bis Poſen erhielte Poſen außerdem den Zu— 
gang zum polniſchen Waſſerſtraßennetz. 


Leider ſei bisher die Bedeutung der Warthe als Exportſtraße 
nicht genügend eingeſchätzt worden, und infolge des Gdinger 
Hafenbaues hätten die zuſtändigen ſtaatlichen Behörden dieſem 
Ausfuhrweg im günſtigſten Falle gleichgültig, oft jedoch — 
feindlich gegenübergeſtanden. 


Beobachte man die mengenmäßige Entwicklung der Warthe- 
ſchiffahrt, ſo müſſe man feſtſtellen, daß der Augenblick nicht mehr 
weit ſein könne, in dem die Warthe von der internationalen 
Waſſerſtraßenkarte verſchwinden werde. Die Rolle, welche dem 
Fluſſe zu ſpielen beſtimmt ſei, werde ſchließlich bis zu Bade- und 
turiſtiſchen Zwecken zurückgeſchraubt werden. Die Wirtſchaftswelt 
werde ihn bald vergeſſen haben. Dafür, daß dieſer Zeitpunkt nicht 
allzu fern zu liegen brauche, ſeien die Zahlen für die Warthe— 
ſchiffahrt, auf dem Abſchnitt von Poſen flußabwärts, ein Beweis. 
Die Angaben für die Jahre bis 1932 find amtlich-ſtatiſtiſcher Her⸗ 
kunft, die für die Jahre 1933 und 1934 beruhen auf privater 
Schätzung, da dafür die amtliche Statiſtik noch nicht erſchienen ſei: 


Jahr Ausfuhr Einfuhr Zuſammen 
1924 3300 2 600 5 900 
1925 203 000 15 000 218 000 
1926 306 000 10 000 316 000 
1927 254 000 27 000 281 000 
1928 240 000 44 000 288 000 
1929 214 000 — 214 000 
1930 212 000 — 212 000 
1931 112 000 — 112 000 
1932 107 000 — 107 000 
1933 rd. 30 000 — rd. 30 000 


1934 rd. 10 000 — rd. 10 000 


Wie aus dieſer Tabelle zu erſehen ſei, könne mit Recht das 
Jahr 1925 als Beginn der Schiffahrt auf der Warthe angeſehen 
werden, weil in den vorhergehenden Jahren ſeit der Wieder— 
erſtehung Polens die Verſchiffungen in ſehr geringem Amfange 
und vollkommen unregelmäßig erfolgt ſeien. 


„Auf den ersten Blick könnte es als Widerspruch erscheinen, 
daß im Jahre 1925, also in dem Jahre, in welchem der Zollkrieg 
mit dem Deutschen Reiche ausbrach, gleichzeitig die Schiffahrt 
auf der Warthe einsetzte und daß andererseits im Jahre der 
Beilegung dieses Streites dieselbe bis zur Bedeutungslosigkeit 
herabsinkt. Dies ist jedoch ein Beweis, daß trotz künstlicher 
Zollbeschränkungen „der Handel mit Erfolg für sich die natür- 
lichen Verkehrswege auszunutzen imstande ist.“ 


In den Jahren 1925—1928 habe für die Wartheſchiffahrt eine 
außerordentlich günſtige Konjunktur beſtanden. Im Jahre 1925 
ſeien auf der Warthe bedeutende Holzmengen aus den von der 
Forleule vernichteten Beſtänden nach dem Deutſchen Reiche aus- 
geführt worden. Hätte dieſe billige Ausfuhrmöglichkeit auf dem 
Waſſerwege nicht beſtanden, ſo wäre der Export dieſes Holzes 
überhaupt nicht möglich und das Ausmaß der Vernichtung umſo 
größer geweſen. Im darauffolgenden Jahre ſei es der engliſche 


Kohlenbergarbeiterſtreik geweſen, der eine geſteigerte Kohlenaus— 
fuhr bedingt und damit den Anlaß zu einer ſtarken Beförderungs- 
zunahme auf der Warthe gegeben habe. Im Jahre 1927 ſei 
Polen gezwungen geweſen, bedeutende Getreidemengen aus dem 
Weſten einzuführen, was ebenfalls zu einem großen Teile auf 
dem Binnenwaſſerwege geſchah. In den folgenden Jahren wurde 
durch Poſen u. a. auch Bunkerkohle nach Stettin, Hamburg und 
Lübeck ausgeführt. Trotz der Schwierigkeiten, die man dieſer 
Ausfuhr entgegengeſtellt habe, ſeien dank der billigen Beförde— 
rungskoſten auf dieſem Wege doch recht beachtliche Mengen nach 
den deutſchen Seehäfen befördert worden. 


Da für die Durchführung dieſes Verkehrs eine recht umfang- 
reiche Organiſation notwendig geworden war, beſtand nunmehr 
in der folgenden Zeit für die Organiſatoren der Wartheſchiffahrt 
die Aufgabe, neue Ladungen zu beſchaffen, um den für eine Be— 
förderung von 2—300 000 to notwendigen Schiffsraum auch 
weiterhin voll auszunutzen. Die Durchführung dieſer Aufgabe ſei 
um ſo ſchwieriger geweſen, als es ſich hierbei nicht um Zufalls⸗ 
ladungen, ſondern um ſolche ſtändigen Charakters handeln ſollte. 
Hinzu kamen Schwierigkeiten im Handel mit dem Deutſchen 
Reiche und andererſeits im Zuſammenhang mit der polniſchen 
Zoll- und Verkehrspolitik, die völlig einſeitig auf die Förderung 
Gdingens abgeſtellt war. Ofters ſeien dabei Waren- 
ſendungen über Gdingen geleitet worden, für 
welche dieſer Weg weder der natürliche, noch der 
billigere oder direkte geweſen ſei. Der öffentlichen 
Meinung ſei der Gedanke eingehämmert worden, daß zum Wohle 
der Sache man alle Ausfuhrſendungen ohne Ausnahme über 
Gdingen leiten müſſe, und daß jeder andere Weg der polniſchen 
Exportpolitik ſchädlich ſei. 


„Wie falsch diese Anschauung war, beweist die Tatsache, daß 
durch Benutzung der binnenländischen Warthewasserstraße die 
polnische Kohle neue Absatzmärkte erschloß. Denn in den 
Jahren 1928 bis 1932 wurde polnische Kohle in einer Menge 
von rund 100000 to im Jahre in den Häfen von Hamburg, 
Stettin und Lübeck als Bunkerkohle verkauft und das zum über- 
wiegenden Teile nicht an Schiffe unter deutscher, sondern haupt- 
sächlich unter fremdländischer Flagge. Diese Kohle ist 
nach dem Deutschen Reiche ausschließlich auf 
dem Wasserwegeder Warthe geschafft worden, 
und die Schiffe, die sich in den genannten Häfen mit polnischer 
Kohle versorgten, hätten notwendigerweise Kohle anderer Her- 
kunft kaufen müssen, falls in diesen Häfen keine polnische Kohle 
vorhanden gewesen wäre. Es wurde damit die Möglichkeit 
einer zusätzlichen Ausfuhr polnischer Kohle geschaffen, was 
jedoch mit bedeutenden Schwierigkeiten verbunden war. Erst 
nach langen Bemühungen beim Verkehrsministerium wurde er- 
reicht, daß die Frachtkostenfür Ausfuhrkohlebis 
zum Umschlagshafen in Posen in der gleichen 
Höhefestgesetzt wurden wie bis nach Gdingen, 
obgleich die Beförderungsstrecke von Oberschlesien bis nach 
Gdingen über 300 km länger ist als bis nach Posen.“ 


Es ſeien dann aber noch weitere zuſätzliche Schwierigkeiten für 
die Kohlenausfuhr auf der Warthe hinſichtlich der Frachtbezahlung 
gemacht worden, was zur Folge gehabt habe, daß für den Export 
über Poſen und die Warthe das Vorhandenſein eines großen 
Amſatzkapitals notwendig geworden ſei, weil die Frachtſätze im 
voraus und in voller Höhe entrichtet werden mußten. 


Gegenwärtig ſeien die Exportausſichten für Bunkerkohle nach 
dem Stettiner Hafen nicht allzu groß, weil man deutſcherſeits 
bemüht iſt, die Zufuhr polniſcher Kohle nach den deutſchen Häfen 
möglichſt zu unterbinden. Dieſer Zuſtand könnte jedoch bei ent- 
ſprechenden Bemühungen der polniſchen Kohleninduſtrie geändert 
werden. Sollte es möglich ſein, mit dem Reiche in dieſer Frage 
zu einer Einigung zu kommen, dann wäre als Beförderungsweg 
in erſter Linie die Warthewaſſerſtraße angezeigt. Die Koſten dieſes 
Weges lägen nämlich bedeutend niedriger, und zwar um 3,50 31. 
bis 6 31. je to als über Gdingen. 


Aber auch in anderer Hinficht könnte dieſe Waſſerſtraße der 
polniſchen Wirtſchaft Nutzen bringen. Infolge beſonders feſt— 
geſetzter Zolltarife ſeien mit der Zeit alle Warenſendungen aus 
deutſchen Häfen wie Reis und andere Rohprodukte ausſchließlich 
über Gdingen eingeführt worden, obgleich ſie ebenſo günſtig auf 
dem binnenländiſchen Waſſerwege, der Warthe, hätten eingeführt 
werden können. Ausſchließlich auf der Warthe ſeien nach dem 
Reihe ſolche Waren befördert worden, die bei einem Trans- 
port über Gdingen infolge der hohen Beförderungs- und Am— 
ſchlagskoſten auf den deutſchen Märkten keinen Abſatz gefunden 
hätten. 

(„Kurjer Poznanski“ vom 26. 4. 35 
„Cod. Gazeta Handlowa“ vom 14.-15. 5. 35.) 


Zur Steigerung der öffentlichen Inveſtitionen. 


Nach Einſetzen der allgemeinen Wirtſchaftskriſe, durch die es 
immer ſchwieriger wurde, einen Ausgleich des Staatshaushaltes 
zu erlangen, waren es in Polen in erſter Linie die öffentlichen 
Arbeiten, welche in zunehmendem Maße eingeſchränkt wurden, 
um das erwähnte Gleichgewicht irgendwie herzuſtellen. Selbſt im 
Hinblick auf ihre Nutzbarkeit und raſche Rentabilität notwendige 
Arbeiten wurden hinausgeſchoben. 

Erſt als die Arbeitsloſigkeit immer bedrohlicheren Amfang 
anzunehmen begann, machten ſich bei den ſtaatlichen Stellen Be— 
ſtrebungen bemerkbar, durch eine verſtärkte öffentliche Tätigkeit 
und durch die Beſchäſtigung wenigſtens eines Teiles der Er— 
werbsloſen eine Verbeſſerung deren ſozialer Lage zu erreichen. 
Dieſem Zwecke ſollte in erſter Linie der 1933 geſchaffene Arbeits— 
fonds dienen (Vgl. Oſtland-Berichte, Reihe B, Nr. 10/1935.) 
Eine bedeutende Förderung wird dieſen Beſtrebungen, zum min- 
deſten für die nächſte Zeit, durch die in dieſem Jahre aufgenom- 
mene Inveſtitionsanleihe zuteil. 

Ohne Berückſichtigung der Inveſtitionsanleihe ſah der Haus— 
haltsvoranſchlag für 1935/36 nach dem feſtgeſetzten Plan für 
Wegebau Inveſtitionsarbeiten in Höhe von 2762 Millionen 
Zloty vor. In dieſer Summe ſeien enthalten: Verwaltungs- 
koſten 40,8 Millionen Zl., Unternehmungen und Betriebe 106,3 
Mill. SL, Monopole 2,5 Mill. Z1. und für die verſchiedenen 
Fonds — 126,6 Mill. 31. 

Außerdem ſtellt der Staatsfiskus Baukredite in Höhe 
von 42 Mill. Zl. zur Verfügung, die in nennenswertem Umfang 
auch die Bereitſtellung von Privatkapitalien zur Folge haben 
müßte, ſo daß man damit rechnen könne, daß hierbei insgeſamt 
120 Mill. Z1. verbaut werden würden. 


Die Inveſtitionsarbeiten der territorialen Selbſtverwaltungen 
für das laufende Haushaltsjahr könnte man ſchließlich mit rd. 
85 Mill. Zl. anſetzen, einſchließlich der rd. 12,8 Mill. 31. be- 
tragenden Kredite und Zuſchüſſe des Arbeitsfonds. 


Auf dieſe Art betrage die Summe der öffentlichen 
Inveſtitionskredite: 2762 Mill. ZH. ſtaatlicher Kredite, 
85 Mill. Zt. Selbſtverwaltungskredite und 42 Mill. 3. Bau- 
kredite, zuſammen alſo 390 Mill. 31. Tatſächlich würden 
aber dadurch rd. 468 Mill. Zl. verbaut werden können. 


Eine ganz bedeutend weitere Vergrößerung dieſer Summe 
iſt nunmehr auf Grund des Beſchluſſes des Wirtſchaftsausſchuſſes 
der Miniſter vom 8. Juni d. J. betreffend die Verteilung der aus 
Barſubſkriptions der 3 igen Prämien-Inveſtitionsanleihe ein- 
getreten. Dieſer Betrag — in Höhe von 152300 Zloty 
— iſt in vollem Amfange für Arbeiten und Inveſtitionen, wie ſie 
im Staatshaushalt nicht vorgeſehen ſind, beſtimmt worden. 


Aus dieſer Summe ſeien vom Wirtſchaftsausſchuß der Mi- 
niſter bereits vor einigen Wochen 50 Mill. Zl. für Wege- 
arbeiten ausgeſetzt worden, die bereits im Rahmen des feit- 
gelegten Wegebauplanes ausgeführt worden ſeien. Dieſer Arbeits- 
plan ſehe im Verlauf der nächſten zwei Jahre für Wegebau— 
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arbeiten einen Betrag von 120 Mill. Zl. vor, wovon 50 Mill. Zt. 
aus dem Erlös der Inveſtitionsanleihe ſtammten. 


Weiterhin ſeien aus dem Erlös der Inveſtitionsanleihe 
25 Mill. Zl. für Waſſerarbeiten, für die Beſchäftigung von 
Arbeitsloſen im Nahmen der Selbſtverwaltungen und auf dem 
Gebiete des ſtaatlichen Bauweſens (zur Verfügung der Minifter 
des Inneren und der ſozialen Fürſorge) — 24,5 Mill. Zl. für 
Inveſtitionszwecke, die mit dem Ambau der Agrarſtruktur ver- 
bunden find — 13 Mill. Zl., für Seezwecke und für den Bau von 
Hafeneinrichtungen in Gdingen ſowie zur Elektrifizierung 31,8 
Mill. Zl., während der Reſt von rd. 8 Mill. 34. für verſchiedene 
Zwecke, wie ſtaatliche Bauten im Rahmen der Tätigkeit des 
Kultus- und Juſtizminiſteriums, eine Erlöſerkirche u. ä. m. ver- 
wandt werden ſolle. 


Von dem Geſamterlös aus der Inveſtitionsanleihe, die in 
einzelnen Monatsraten eingeht, ſollen 110 Mill. Zl. noch im Laufe 
dieſes Haushaltsjahres verbaut werden. 


Auf dieſe Art werde die Inveſtitionsanleihe in ſtarkem Maße 
die Mittel aus dem Staatshaushalt und den Budgets der ſtaat— 
lichen Anternehmungen, ſowie des Arbeitsfonds, die für Inveſti— 
tionszwecke bereitgeſtellt werden, ſtärken. 

Der Geſamtwert der öffentlichen Inveſtitionen in dieſem 
Jahre werde ſomit die Höhe von rd. 500 Mill. Zl. und zuſammen 
mit den zur Beteiligung angeregten Privatkapitalien ſogar 578 
Millionen Zl. erreichen. 


„Polska Gospodarcza“, Heft 24, v. 15. 6. 35. 
„Dziennik Bydgoski“ v. 12. 6. 35. 
„Codz. Gazeta Handlowa“ v. 26. 6. 35.] 


Die Auswirkung der Belgaabwertung auf den 
polnifhen Export. 


Dieſe Frage ſei für Polen deshalb von beſonderer Bedeutung, 
weil Belgien im vergangenen Wirtſchaftsjahr unter den Abneh— 
mern polniſcher Waren an dritter Stelle geſtanden habe und ſeine 
Abnahmemenge doppelt ſo groß geweſen ſei wie ſeine Ausfuhr 
nach Polen. Nach der jetzigen Abwertung werde der belgiſche Ab— 
ſatzmarkt nur ſehr ſchwer zu erhalten ſein. Bei den Hauptausfuhr- 
produkten aus Polen nach Belgien handle es ſich vor allem um 
Kohle, Holz, Roggen und Konfektionswaren, für die die Abſatz⸗ 
konjunktur ſich ſtark verſchlechtert habe. 


Die polniſchen Kohlengruben hätten mit den Ab- 
nehmern keine langfriſtigen Lieferungsverträge abgeſchloſſen, die 
fie gegen die Folgen der Valutaabwertung ſchützen würden. Die 
Ausfuhr polniſcher Kohle nach Belgien werde deshalb notwen- 
digerweiſe unrentabel werden, ſoſern die polniſchen Gruben fähig 
und bereit ſein ſollten, weiterhin zu Konkurrenzpreiſen zu liefern, 
was gleichbedeutend wäre mit einer Senkung des Kohlenpreiſes 
um 3—4 Schillinge je Tonne. Anderenfalls müſſe mit einem Ver⸗ 
luſt des ſo ſchwer eroberten Abſatzmarktes gerechnet werden. Des⸗ 
halb ſeien vor kurzem bereits Verhandlungen mit der belgiſchen 
Regierung wegen gewiſſer Einfuhrerleichterungen aufgenommen 
worden. 


Im Gegenſatz zu den unverändert gebliebenen Kohlenpreiſen 
ſeien die Holz preiſe um 20—40 %, je nach der Güte des Holzes 
angeſtiegen. Hier dürfte daher Ausſicht auf eine bedeutende 
Verbrauchsſteigerung beſtehen, da mit einer Belebung der bel— 
giſchen Möbelausfuhr und einer Zunahme der Bautätigkeit ge- 
rechnet werden dürſe. Leider werde Polen jedoch bei den vor der 
Abwertung geſchloſſenen Holzlieferungsverträgen recht bedeutende 
Verluſte in Höhe von ungefähr 40 von 3,5 Millionen Zloty 
erleiden. 

Eine Ausnahme bilde lediglich der Roggenmarkt, an dem 
Polen lebhaft intereſſiert ſei und zu deſſen Belebung die Abwer— 
tung beigetragen habe. Die Preiſe ſeien ungefähr um 20 % an- 
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geſtiegen. Während früher große Mengen polniſchen Roggens 
eingelagert geweſen ſeien, wären die Vorräte gegenwärtig bis auf 
ungefähr 2 000 to zurückgegangen. Sollten, wie man in polniſchen 
Wirtſchaftskreiſen hoffe, die Lizenzgebühren aufgehoben werden, 
fo dürfte ſich dies günſtig auf den polniſchen Roggenexport aus- 
wirken. 


Am vieles ſchlimmer ſtellten ſich dagegen jetzt die Ausſichten für 
eine fernere Ausfuhr von Konfektionswaren nach Belgien. 
Die Währungsreform habe zuerſt eine Preisſenkung der polniſchen 
Waren um 40 % aus der Belgaabwertung und dann um weitere 
10% aus der Zolldifferenz notwendig gemacht. Die Geſamt⸗ 
differenz betrage ſomit 50 %, während die Preiserhöhung für 
Konfektionswaren 15 nicht überſteige. Man werde unter dieſen 
Amſtänden ſehr zu überlegen haben, ob es ſich lohne, die an und 
für ſich ſchon ſo überaus niedrigen Preiſe für die polniſchen Aus- 
fuhrwaren noch um weitere 35 % zu ſenken. 


[,Kurjer Poznanski“ v. 17. 5. 1935.] 


Graudenz — ein Indufteie-Friedhof. 


Schwerer als in irgendeiner anderen Stadt Polens hat ſich die 
Wirtſchaftskriſe auf die Graudenzer Induſtrie, der induſtriellen 
Hochburg von Pommerellen, ausgewirkt. Denn während im Jahre 
1929 — 9800 Arbeiter in Betrieben beſchäftigt waren, ſei dieſe 
Zahl bis zum Jahre 1934 auf 3 700 geſunken. Dieſe Lage habe mit 
einem Schlage durch die Stillegung der Gummiwareninduſtrie, 
wodurch weitere 1400 Arbeiter erwerbslos wurden, eine weitere 
bedeutende Verſchlechterung erfahren. Gegenwärtig ſeien in In— 
duſtrie⸗ und Handwerksbetrieben insgeſamt nur rd. 2 300 Arbeiter 
tätig. Indem auf dieſe Art auf einen beſchäftigten Ur- 
beiter drei Arbeitsloſe entfallen, hält Graudenz 
unter den Städten Polens einen traurigen Rekord. 


Die Hauptzunahme der Arbeitsloſigkeit ſei in der Groß- 
induſtrie erfolgt. Kataſtrophal ſei aber auch die Lage in der 
mittleren, insbeſondere der keramiſchen und der Bauinduſtrie. 
Während auf dieſem Gebiete im Jahre 1927 — 800 Arbeiter be- 
ſchäftigt waren, ſind es gegenwärtig nur noch 300. Es ſei nicht 
anzunehmen, daß die Großinduſtrie in der nächſten Zeit auch nur 
einen geringen Teil der Arbeitsloſen wieder einſtellen werde. Die 
Hoffnungen der Erwerbsloſen ſeien daher gegenwärtig auf die 
Saiſonarbeiten, insbeſondere in der Baus, keramiſchen und der 
Holzinduſtrie gerichtet. Jedoch ſeien auch auf dieſem Gebiete die 
Ausſichten nur ſehr gering, trotzdem in Graudenz ein bedeutender 
Wohnungsmangel herrſche. 


Die Zahl der Häuſer und Wohnungen ſei im Verlauf der ver— 
gangenen 15 Jahre in Graudenz von 1523 Häuſern mit 7683 
Wohnungen auf 1742 Häuſer mit insgeſamt 8383 Wohnungen 
angeſtiegen. In der gleichen Zeit (1920— 1934) habe die Bevölke- 
rungszahl von 33 500 auf 57 000 Einwohner zugenommen. Die 
Zunahme der Gebäude gegenüber dem Stande von 1920 betrug 
15 %, die der Wohnungen 9 %, dagegen die Bevölkerungszunahme 
70 %. 

Nach den offiziellen Berechnungen des Hauptſtatiſtiſchen Amtes 
habe der prozentuale Bevölkerungszuwachs in Graudenz in der 
Zeit von 1921-1931 ſogar 50,4 betragen, wodurch es in ganz 
Polen lediglich noch von Wilna mit einer Zahl von 528 % über- 
troffen worden ſei. Die Entwicklung habe dann wegen des allge- 
meinen Wohnungsmangels die „Beſetzung“ der Czarnecki— 
Kaſernen, der weit über die Grenzen Pommerellens hinaus be- 
rüchtigten „Madeira“, zur Folge gehabt. 

Die Lage auf dem Graudenzer Arbeitsmarkt ſei gegenwärtig 
verzweifelt. Alle Hoffnungen der nach tauſenden zählenden Ar- 


beitsloſen ſei — wie erwähnt — auf die Bauſaiſon gerichtet, 
deren günſtige Entwicklung nicht nur der Stadt, ſondern dem 
ganzen Staate zum Nutzen gereichen würde. 


[„Gazeta Warszawska“ vom 14. 5. 35. 


Leichter Anſtieg der Eiſenbahntransporte. 
Nach den letzten Veröffentlichungen der Eiſenbahnſtatiſtik hat 
die im Jahre 1934 beförderte Warenmenge recht beachtlich zu— 
genommen. Den jährlichen Zuſammenſtellungen iſt die Anzahl 
der durchſchnittlich täglich beförderten 15 -to-Waggons zu Grunde 
gelegt worden. Dieſe habe betragen: 


1925 — 12402 1930 — 14924 


1926 — 14 081 1931 — 13 616 
1927 — 16 198 1932 — 10 465 
1928 — 17413 1933 — 10615 


1929 — 17 990 1934 — 11,750 


Wie daraus erſichtlich, ſei ſeit Beginn der Wirtſchaftskriſe 
zum erſtenmal im Jahre 1934 die Menge der Warenverjendun- 
gen wieder angeſtiegen, und zwar im Vergleich zum Jahre 1933 
um 10,7 %. Selbſt noch in der erſten Hälfte des vem 
gangenen Jahres habe der Rückgang des Warenverkehrs an— 
gehalten, um erſt in der zweiten Jahreshälfte einem Anſtieg 
Platz zu machen. 


Am die Entwicklung bei den einzelnen Warengattungen beob— 
achten zu können, ſei nachſtehend in Prozenten die Differenz in 
den Verſendungen von 1933 und 1934 gezeigt. So ſei der Trans- 
port von Kleinwaren und Eilſendungen um 10,3 % angeſtiegen, 
und ebenſo angeſtiegen ſeien Zuckerrüben um 24,1%, 
Salz = 9,4 %, Getreide im Korn = 19,7 %, Mehl, Grütze 
u. ä. m. = 152%, Zucker 18%, Kartoffeln — 37,7%, Kohle, 
Koks und Briketts — 7,4%, Induſtrieerzeugniſſe = 10,4 %, 
Kunſtdünger = 154%, Holz — 12,7%, Bauſtoffe ſogar um 
86,2 % und die übrigen Ladungen um 15,8 %. 


Zurückgegangen ſeien dagegen nur wenige Waren- 
gattungen, wie beſonders Inventar um 7,6%, Fleiſch um 23,5 %, 
Nohnaphtha und ihre Nebenerzeugniſſe um 13,6 %, Induſtrie- 
rohſtoffe um 0,5%. 


Weit mehr noch als auf den Eiſenbahnen hätten die See— 
transporte zugenommen. So habe der Amſchlag in den beiden 
Häfen Danzig und Gdingen im Vergleich zum Jahre 1933 be- 
deutend zugenommen, und zwar in Gdingen um 1136717 to, 
oder um 19,1%, und in Danzig um 611513 to, oder um 12,2 %. 


Recht lehrreich ſeien auch die anteiligen Verhältniszahlen für 


den Amſchlag in Danzig und Gdingen, die ſich wie folgt dar ⸗ 
ſtellten: .» 


Jahr Gdingen Danzig 
1924 19 98,1 
1926 72 92,8 
1927 11,1 88,9 
1928 18,7 813 
1929 25,2 74,8 
1930 30,8 69,2 
1931 38,0 62,0 
1932 50,2 49,8 
1933 54,3 45,7 
1934 55,8 44,2 


[»Kurjer Poznanski“ v. 14. 6. 1935.] 
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